
 
TOP 3  - Bestätigung der Beschlussprotokolle der 11. (V) Sitzung des  Stadtrates 
                 vom 28.01.2010 und  der 12. (V) Sitzung des Stadtrates vom 01.02.2010 
 
 
Beschlussprotokoll der 11. (V) Sitzung des Stadtrates vom 28.01.10 
 
Redaktionelle Änderung der Verwaltung: 
 
Auf der Seite 20 muss es unter TOP 6.2 im 3. Absatz richtig heißen: 
 
Stadträtin Szydzick…. 
 
Auf der Seite 21 muss es im 1. Absatz, 4. Zeile richtig heißen: 
 
…wie Stadträtin Szydzick, Fraktion CDU/BfM ….. 
 
 
Auf der Seite 37 muss es unter der Beschluss-Nr. 267-11(V)10 in Beschlusspunkt 3 und 4 richtig 
heißen: 

 
3.       Der Bebauungsplan wird nach § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren ohne 

Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt, wenn sich i. R. 
einer Vorprüfung herausstellt, dass das FFH-Gebiet Nr. 50 „Elbaue zwischen 
Saalemündung und Magdeburg“ durch den Bebauungsplan nicht beeinträchtigt wird.  
Das Ergebnis der Vorprüfung ist den Ausschüssen für Umwelt und Energie sowie 
Stadtentwicklung, Bauen und Verkehr zur Bestätigung vorzulegen. 

 
4. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB soll nach 

ortsüblicher Bekanntmachung gemäß § 2 Abs. 1 BauGB durch 14-tägige Offenlegung des 
Aufstellungsbeschlusses, begleitet durch Sprechstunden während der Dienstzeiten, im 
Stadtplanungsamt Magdeburg erfolgen. 

 
 
 
Die Nummern der Anlagen sind auf den Seiten 33, 34, 35, 39 und 47 analog der Auflistung auf 
der Seite 48 anzupassen. 
 
 
Redaktionelle Änderung der Fraktion DIE LINKE: 
 
Auf der Seite 18 ist im 7. Absatz, 7. Zeile einzufügen: 
 
….den Winterdienst der Stadt Magdeburg ausschließlich zu kritisieren. 
 
 
 
 



 2

 
 
Beschlussprotokoll der 12. (V) Sitzung des Stadtrates vom 01.02.2010 
 
Auf der Seite 14 muss es unter TOP 7.8 im  3. Absatz, 2. Zeile richtig heißen: 
 
…wonach bis spätestens Mai diesen Jahres….. 
 
 
 
 
Redaktionelle Änderung der Fraktion CDU/BfM: 
 
Auf der Seite 24 muss es unter TOP 7.20 im 3. Absatz, 2. Zeile richtig heißen: 
 
…., da das Finanzausgleichsgesetz vom Landtag bereits beschlossen ist. 
 
 




